
Informationen für Pflegekräfte 
der Diakoniestation Groß-Umstadt und Groß-Bieberau 

 

1. Urlaubsberechnung 
 

Auszug aus dem Merkblatt Urlaub Stand: 26. 06.2019 Seite 1 von 9 Referat Personalrecht 
Frau Dr. Knötzele und gemäß Arbeitszeitgesetz (ArbZG) §11 Absatz 3 – Ausgleich für 
Sonn- und Feiertagsbeschäftigung 
 
Urlaub bezeichnet den Anspruch des Mitarbeiters/der Mitarbeiterin, von der nach dem 
Arbeitsvertrag bestehenden Arbeitspflicht innerhalb eines bestehenden Zeitraums 
befreit zu werden bei gleichzeitiger Entgeltfortzahlung. 
Urlaub muss nur an Tagen genommen werden, wenn für diesen Tag Arbeitspflicht 
besteht. Bei Beschäftigung des Arbeitnehmers am Sonntag ist der darauffolgende 
Samstag als Ersatzruhetag zu gewähren. 
 

2. Arbeitszeiten und Arbeitszeitkonten 

Auszug aus dem Merkblatt zu allgemeinen Regelungen der Arbeitszeit in der EKHN Stand: 
07.03.2019 Referat Personalrecht 

Die tägliche Arbeitszeit gemäß § 17Abs. 1 S. 1 KDO soll acht Stunden nicht übersteigen. 
Diese kann auf bis zu zehn Stunden verlängert werden, wenn innerhalb von zwölf 
Kalendermonaten im Durchschnitt die vertraglich vereinbarten Wochenstunden nicht 
überschritten werden (§ 17 Abs. 1 S. 2 KDO).  
Gemäß § 20 Absatz 1 KDO ist nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine 
ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stunden einzuplanen. 
 

Arbeitszeitkonto: 
Man unterscheidet grundsätzlich zwischen zwei Arten von Arbeitszeitkonten:  
 

In Kurzzeitkonten wird elektronisch oder schriftlich die tatsächlich geleistete Arbeitszeit 
mit der Soll-Arbeitszeit verrechnet. Dadurch entstehen Plus-oder Minusstunden. Wichtig 
ist, dass das Konto innerhalb des vorgegebenen Ausgleichszeitraums ausgeglichen 
ist. Rechtliche Grundlage sind 4-6 Wochen. 
 
Ziel von Langzeitkonten ist, dass langfristig ein Wertguthaben (Arbeitszeit) angespart 
wird, so dass Mitarbeitende z.B. verfrüht in Rente gehen können (Lebensarbeitszeitkonto), 
einen längeren Urlaub oder ein Sabbatjahr einlegen können.   
Die Mitarbeitervertretung (MAV) ist mitbestimmungspflichtig bei der Einführung von 
Arbeitszeitkonten durch Dienstvereinbarung (siehe § 36 e MAVG). 
 
Eine Möglichkeit des Langzeitkontos ist das Ampelkonto: 
Mithilfe des Ampelkontos kann der aktuelle Stand des Zeitguthabens überprüft werden. 
Dadurch wird der Mitarbeitende vor zu vielen Arbeitsstunden geschützt. 
 
Der Mitarbeitende darf frei über sein Zeitguthaben entscheiden, da die Abweichung 
zwischen Ist-und Soll-Arbeitszeit minimal ist. Der Arbeitgeber dürfte jedoch, aufgrund von 
dienstlichen oder betrieblichen Belangen, Freistellungswünsche untersagen. (z.B. bis 30 
Stunden der arbeitsvertraglichen Wochenarbeitszeit). 
 



Der Mitarbeitende hat bereits viel Zeitguthaben angesammelt. Das Zeitguthaben ist mit 
dem Vorgesetzten abzustimmen. (z.B. über 30 Stunden der arbeitsvertraglichen 
Wochenarbeitszeit) 
   

Der Mitarbeitende ist verpflichtet, das Zeitguthaben abzubauen. Ziel ist die gelbe bzw. 
grüne Ampelphase. Der Arbeitgeber darf/muss einseitige Maßnahmen treffen um die 
Zeiten abzubauen. (z.B. über 60 Stunden der arbeitsvertraglichen Wochenarbeitszeit) 
 
Minusstunden können nur entstehen, wenn diese durch den Arbeitnehmer 
verschuldet wurden oder auf dessen Wunsch entstanden sind. 
Gemäß §615 BGB sind Mitarbeitende nicht zur Nachleistung der Arbeitsstunden 
verpflichtet, wenn die vertragliche wöchentliche Arbeitszeit nicht durch den Arbeitgeber 
abgerufen wurde.  

3. Berechnung der Arbeitsstunden bei Erkrankung 

Erkrankt ein/e Mitarbeiter*In, bekommt er/sie 6 Wochen Lohnfortzahlung auf der Basis 
seiner/ihrer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit.  

Gemäß § 42 KDO Entgeltfortzahlung: 

( 1 ) Bemessungsgrundlage für die Fortzahlung des Entgelts nach § 16 Absatz 2, § 21 
Absatz 2, § 25 Absatz 4, § 34 Absatz 4, § 43 Absatz 3, § 46 Absatz 1 und § 53 ist der 
Durchschnitt der Entgelte, die in den letzten drei dem maßgeblichen Ereignis für die 
Fortzahlung vorhergehenden vollen Kalendermonate gezahlt worden sind. 
 
( 2 ) Das Entgelt setzt sich zusammen aus dem Arbeitsentgelt (§ 30), der Zulage gemäß 
§ 28 Absatz 4, der Leistungszulage (§ 29), der Vergütung für Mehrarbeit und 
Überstunden (§ 31), dem Überstundenzuschlag (§ 32), den Zeitzuschlägen (§ 33), der 
Vergütung des Bereitschaftsdienstes (§ 34), der Vergütung für die Rufbereitschaft (§ 
35) und den Zulagen für Wechselschicht und Schichtarbeit (§ 36). 

4. Rufbereitschaft §§ 24 und 35 KDO 

Der Mitarbeitende ist gemäß § 24 verpflichtet, auf Abruf die Arbeit an der Arbeitsstelle 
aufzunehmen. Der Arbeitgeber darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemäß 
lediglich in Ausnahmefällen Arbeit anfällt.  

Die Vergütung für die Zeit der Rufbereitschaft wird mit 12,5% als Arbeitszeit gewertet. Bei 
24 Stunden Rufbereitschaft wären dies 3 Stunden mit dem individuellen Stundensatz des 
Mitarbeiters. 

(Beispiel: 3 Stunden Arbeitszeit à 20 Euro = 60 Euro Vergütung Brutto). 

Die während der Rufbereitschaft geleistete Arbeit, auch telefonisch, wird einschließlich 
der erforderlichen Wegezeiten in vollem Umfang als Arbeitszeit gewertet.  

 

 5.Datenschutzgesetz 

WhatsApp ist in der kirchlichen Nutzung verboten. Es müssen datenschutzkonforme 
Messenger-Dienste verwendet werden. 


